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Antrag 70/II/2023

KDVMarzahn-Hellersdorf

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Ablehnung (Konsens)

Steuerpflicht nach Staatsbürgerschaft, nicht nachWohnsitz

1
2
3
4
5
6
7
8
9

10
11
12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47

Die SPD-Bundestagsabgeordneten werden aufgefordert,

sich für eine Besteuerung nach Staatsbürgerschaft einzu-

setzen.

Begründung

DieUSA folgtweder demPrinzip der territorialenBesteue-

rung für natürliche Personen noch dem der wohnsitzab-

hängigen Besteuerung, sondern besteuert ihre Staatsbür-

ger aufgrund der Staatsbürgerschaft. Im Ausland lebende

US-Staatsbürger müssen also sowohl in ihremWohnsitz-

land als auch in denUSASteuern zahlen. Deutschlandhin-

gegen fördert durch sein System die Steuerflucht wohl-

habender Deutscher. Dabei kommt es dann noch zu Un-

gerechtigkeiten wie der 51-Prozent-Regel, wonach es aus-

reicht 51 Prozent eines Jahres am Ort der Steuerflucht zu

verbringen.

LPT II-2023: Überwiesen an ASJ

 

Stellungnahme der ASJ Berlin zum Antrag 70/II/2023 der

KDV Marzahn-Hellersdorf „Steuerpflicht nach Staatsbür-

gerschaft, nicht nachWohnsitz“

 

Votum: Ablehnung

 

Begründung des Votums:

 

Die Einkommensteuerpflicht in Deutschland wird nach

dem Wohnsitzprinzip abgegrenzt. Hat eine Person ihren

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, so ist

sie mit allen von ihr erzielten Einkünften einkommen-

steuerpflichtig (sog. Welteinkommensprinzip). Hat sie im

Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen

Aufenthalt, so unterliegt sie nur mit den Einkünften der

deutschen Einkommensteuer, die sie  im Inland erzielt

(beschränkte Steuerpflicht). Das deutsche Einkommen-

steuerrecht knüpft im Grundsatz seit 1925 nicht mehr an

die Staatsangehörigkeit an. Die ergänzende Aufnahme

der deutschen Staatsangehörigkeit als Kriterium für die

Annahmeeiner unbeschränktenEinkommensteuerpflicht

verfolgt die Idee, die sog. Steuerflucht aus Deutschland in

ein niedrig besteuerndes Ausland durch Verlagerung des

Wohnsitzes zu verhindern.

 

Gegen diese Form der Steuervermeidung hat der Gesetz-

geber allerdings schon eine Reihe von Maßnahmen er-

griffen. So ist eine natürliche Person, die in den letzten

10 Jahren vor dem Ende ihrer unbeschränkten Steuer-

pflicht als Deutscher insgesamt mindestens fünf Jahre

unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war, gemäß § 2

Außensteuergesetz (AStG) für weitere 10 Jahre unter be-

stimmtenweiteren Voraussetzungen über die beschränk-

te Steuerpflicht hinaus der sog. erweiterten beschränk-

tenEinkommensteuerpflichtunterworfen, sodassweitere

Einkünfte inDeutschland zu versteuern sindundder Steu-

ersatz auf Grundlage des weltweiten Einkommens be-

rechnet wird.  Zudem werden stille Reserven im Rahmen

derWegzugsbesteuerung gemäß §6 Abs. 1 AStG i.V.m. § 17

EStG erfasst und besteuert. Inländische Einkünfte unter-

fallen ohnehin - wie oben dargestellt - auch nachWegzug

der beschränkten Steuerpflicht.

 

Als Vorbild für den Antrag gelten die USA. Dabei ist al-

lerdings darauf hinzuweisen, dass die US-amerikanische
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Praxis, auch Staatsangehörige ohne Wohnsitz oder ge-

wöhnlichen Aufenthalt im Inland der Einkommensteuer-

pflicht zuunterwerfen, international eine selteneAusnah-

me darstellt.

 

Die Umsetzung des Antrages würde einen radikalen

Paradigmenwechsel in der internationalen Zuweisung

von Besteuerungsrechten bedeuten. Auch die bisher

von Deutschland abgeschlossenen Doppelbesteuerungs-

abkommen (DBAs) gehen - im Einklang mit interna-

tionalen Standards sowohl im OECD- als auch UN-

Musterabkommen - vonderAnknüpfungandenWohnsitz

oder gewöhnlichen Aufenthalt aus. In der Folge müssten

die knapp 100 von Deutschland ausgehandelten DBAs an-

gepasstwerden. Ob dies in Verhandlungenmit allen Staa-

ten durchsetzbar ist, muss jedoch angezweifelt werden,

sodass es zu erheblichen Doppelbesteuerungskonflikten

kommen würde.

 

DieWirkung einer solchen nur mit erheblichem Aufwand

umzusetzendenMaßnahme ist zweifelhaft. Denn zum ei-

nen bestehen - wie oben ausgeführt - bereits jetzt wirk-

same Instrumente, um Steuervermeidung durchWegzug

ins Ausland zu begegnen. Zum anderen stellt sich die Fra-

ge, wie die Steuerpflicht in Fällen effektiv durchgesetzt

werden kann, wenn sich sowohl der Steuerpflichtige als

auch die Quelle der Einkünfte im Ausland befinden. Der

deutschen Finanzverwaltung dürften in solchen Fällen in

der Regel die Möglichkeiten fehlen, Angaben der steuer-

pflichtigen Person zu überprüfen und Mitwirkungspflich-

ten zwangsweise durchzusetzen. Der hierdurch ausgelös-

te Verwaltungsaufwandwürde die voraussichtlich nur ge-

ringen steuerlichenMehreinnahmenvermutlichüberstei-

gen.

 

Es stellt sich überdies die Frage, ob Sachverhalte, die bis

auf den deutschen Pass eines Beteiligten keinerlei Bezug

zu Deutschland aufweisen, einer Besteuerung durch die

Bundesrepublik Deutschland unterworfen werden soll-

ten. Die im Antrag vorgeschlagene Regelung würde nicht

nur Personen treffen, die aus Gründen der Steuervermei-

dung aus Deutschland wegziehen, sondern auch Perso-

nen, die noch nie in Deutschland gelebt haben und zum

Beispiel als Abkömmlinge deutscher „Expats“ im Ausland

leben. Für solche PersonenwürdenAnreize geschaffen, ih-

re Verbindung zuDeutschland für immer aufzugeben, nur

um keiner Doppelbesteuerung zu unterfallen, ohne dass

dem ein Mehrwert gegenüberstünde, der nicht auch mit

anderen Mitteln erreicht werden könnte.

 

Die Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit würde auch

keine Umgehungsgefahr bannen, sondern neue Proble-

me schaffen. Für international vernetzte Persönlichkei-
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ten dürfte es ohne Schwierigkeiten möglich sein, inner-

halb weniger Jahre die Staatsangehörigkeit eines EU-

Mitgliedstaats zu erwerben und die deutsche Staatsan-

gehörigkeit abzulegen, sodass sie auch von einer Steuer-

pflicht aufgrund der Staatsangehörigkeit verschont blie-

be. Wenn auf diese Personen die Vorschriften der Weg-

zugsbesteuerung und des AStG angewendetwerden, also

EU-Ausländer anders behandelnwürden als Deutsche, die

ihre Staatsangehörigkeit behalten, dürfte dies komplexe

europarechtliche Fragen aufwerfen.

 

Die BesteuerungnachAStGunddieWegzugsbesteuerung

sind bereits existierende Instrumente, mit denen Steuer-

flucht im Zusammenhang mit demWegzug Steuerpflich-

tigerwirksambekämpftwerden kann. Eine sorgsame Eva-

luierung der Regelungen und nötigenfalls deren Verschär-

fung sollten einer Systemänderung, die eine Vielzahl neu-

er rechtlicher Probleme schaffen würde und kaum abseh-

bare praktische Implikationen in den internationalen und

europäischenWirtschaftsbeziehungen hätte, vorgezogen

werden.
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